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Die Kamme:;:-umlagefür die Landwirtsohaftskammer für Oberöster ..
I'eich wL'..?debisher hilDlSl' d1.'.Ichdie Finanzbehörden e:i.ngeh(lben.
Diese Art der Einhebu:l'.g soll auch weHerhin bes"Gehen bleiben.
Al.l:t ftruuc1der Landw;l.r·tschait:;k.?Tmne:1'geset·znov:e11e :,955"
J"a·BLNr. 74., ergeben s~ch f'(ü' d:i.e Finanzbe1i.örden gewisse verwal~
tungs/Gechnisoh," SchwJ.erigkei tenp so daß die im Landv.irtschafts-
kamme~geBGtzvorgesehene Zustimmung des Bundes zur Einhebung der
I(amme:cumlageduroh die Ji':).uanzDr;höl'dennich'G erreicht werden konnte 0

Die Zustimmungkann nur dann e;~r'eicht w·erden. wenn den Finanzbe·-
hörden bei der Einhebung der Kammerumlagekeine besondexe Mehr~
arbei'G bei der Vors(lhre:l.bung und der Einhebung entsteht. m.es
soll durch die nunmehr:tge Novelle s:lohergestell t werden.

(Heichze:Ltig soll die X,andViirtschaftskar.uner die gesetzliche Er-
mäch"i;:1.gungerhal tenp die Kammerumlagebis zum Zweifachen des
Steuermeßbetrages einzuheb-en. "ohne ~5.ezu die Genehllligung der
Landesregierung einholen Z~ müssen. Naoh der bisherigen Gesetzes~
lage 15.egtdiese Grenze beim' E:i.nfachen des S"i;eueJ:'1I1eßbetrages.In
den letzten Jahren 1st aber der. Aufw'and der Landwirtschaftskammer,

. "
insbesondere der der :b'ö:r-dsrullesmaJ3nab.menderartig gestieeen. daß
die Kammerumlagein ~inem erhöhten Auomaßvorgeschrieben werden
mußte. Die Landesregierunp, erteilte hiezu jeweils ihre Genehmigung.
Es ist nicht anzunehmen, daß der Zweckaufwand eine wesentliche
E1.nechrii:r.kl'.nE j.:Il. den' ll1iohotcr. {:c:i."~ e:;.':l:ah:ren wird. <:Jeda ß d1e
:':,andasregiel'ung j ades Jar;;r diese (1·:mehmigUllf,erteilen müßte. Die
Höhe der Xamme;cum).age l:i.egt llerzeit ungefähr beim Einelnhalb-

, . -
fache!:! des Grundsteue:.:-meßbetragsf.lo Die allgemeine Höchstgrenze des
Fünffachen des G:rundsteuermeßo2trages ble:J.bt erhalten.



D;l.~ vl)~ga6chlaeGll("; !i'assl!.."!.g~,einhal'i;",t g~gellv.ber ('e.. ~."ü;he:d··
g::;.!'::1ul:lSungk«:'3'J.en ::.aci:0.:i.ahan UntaX'schiac." Es n::':rdledi.t;J.ich
lla.,:,suf F..ü.cIl:fJi;;;h·~ g<:nommGnp liaß 1m § 4 i>bs ,:I. AUSl1ahm",11on ("':c.'
im § 3 11t" a :ee"r~gesetz';;en ll'ii"i;glielischaiJ,; geac"haffen nerds)",

§ 1., (;;3:3:I.t die Allsll..ahmen'VOll der jj,1i';;glieaschaf'~0 :Die 0 c. 15"
I,allc,.I:1,:c-';;Echa:NakammeL'gese"l;zno·velle1955 Rah :1.0 ihrei!1 §4 fal·
ganC<.el\uenahmen ''Ton der Mitgliedschaft 'lor r

U{") ~hyeische ~1a juristisohe Personen gemäß § 5 11toa sind
70n der M~~gli3clBchatt zur Landwirtocbaftskammer. ausg~nomme~.
li>sun ihre G:ru.ndsteuerpf11cht durch ainen Kleinstbetr1eb be"
ßTündet ~irdo Kleinstbetriebe sind land~irtschaftliche und
forstwirtschaftliehe Betriebe< deren Grvnd vnd Boden ein
Ausl1lsß von lö\,e:i. ReJrtar ~l1cht erreich"i;" nicht abGX' gär'i:;neri"
ache und ],:l.sch~reibe·~r:l.ebe.
(2) Physische Personen gemäß § 3 11toa sind von der Mitglied'
schaf'i:;zur Landwirtschaftskammer ausgenommen" wenn ihre
Grundsteuerpflicht durch einen Kleinbetrieb begründet wird
und sie einer g':lsetzlichen Interessenvertre";;ung von Diens"~"
nehmern angehöreno Kleinbetriebe sind landwirtschaftliche
und forstwirtschaft1iche Betriebe. deren Grund und Boden ein
Ausmaß von zwei Hektar oder mehr hat. aber fUnf Hektar nicht
erreicht. nicht aber gärtnerische und Fischex-eibetriebeo"

Dieae Differenzierung in der Mi~g11edEchaft ist aber das
eigentliche Hindernis tür die Einhebune der Kammerumlage durch
die Finanzbehördeno Die Finanzbehörden sind nämlich mit ihrem
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komplizierten Apparat nioht in der Lage. aue den etwa hundert~
tausend Grunnateuerptlichtigen jene' Personen auszusondern,
<ii.i3 als lJfichtmi ",gliedo!' der Kammer keine Kammerumlage zu ent--
:d.chten :baben, Die SC';:l\~ierigkei'Gl:Leß'';n~.cht so sehZ' in der
E1."le.3flune;diC'lses Pe:('sorAenkre1seap als c'laL'in, Ciaß die Kal1lmel~-'
um1a$e nich'~ als ~esonderte Abgabe eingehoben narden kann,
sondern Zusammen mit dem Beitrag zur land- UAd forstwir~'
schaf·U:l.chen Sozialversicherung und dem Bei trag zum Familien··
lastenausgleich einzuheben isto Dazu kommt~ daß im gege~,
r!ä:c'i;:l.g'il!l Ze:l,tpunkt die Arbeiten i'Ül.' die Iiar:,p·r.fcJs1: :;{:", llung
der E;i.n;1~:I.i;f,~~e:L:tenach dem Be1.'!ertungsge!;~;,~z 100 ';" f ,<,;0:.' <, nach
dem Grund3~euerg2aetz 1955 anlauten und 6ia R~~fte der Finan~
behörden wl1nißs'i;ena liIWei ,Jahre voll aue} asteno

Lang>:iierige Verhandlungen mit del' Finanz1andesdtrek-aon fü!'
OberÖaterreich und dem Bundesministerium für Fin&nzen haben
nun zu dem E~gebnis geführto caß es tür die Einanzbehörden
noch tragbar wäre • die Kammsxumlage ei.nzuheben. wenn grund·'
6~izlioh die Verpflichtung Z~rEntrichtunB de~ G~vndeteuer
auch die YerpflichttIDB zur Entrichtung der Kammerumlage be-
dingen würde und lediglich jene Grundsteuerpflichtigen von
der Umlagepflicht ausgenommen wären. ,deren Grund und Boden
ein bestimmtes Hek'~arausmaß nicht Übersteigt 0 Andere, 'inaben•

sondere persönliohe Voraussetzungen als Kriterium für Mit ..
gliedschaft od~r Nichtmitgliedecha1.t festzuetellenc würde
eine Einhebung der Kammexumlagepflicht dUroh die rinanzbe-
hörden ~nmöglich machen.
Nun is'~ aber lnsbesondere aus verwal'.ungsökonomischen GrUnden
d:l.e E:l.Yl.hebu.ngder ICammeruwlage durch andere Behörden - eei
es nun durch die Gemein&eu, du~ch,dae Land oder durch die
Landwirtachaf1iskammer selbst', nicht vertretbar. Der Einhebune;s-
apparat mUßte erst geschaffen werden und es müßte praktisch
aille ArQeit g3sonde~t geleis~et wertien" die bei Schaffung der
gGset~'1ichen Vo!'ausE!e'~zl:ülg!;nund naoh Ucerw1ndtill.g der linlau.!-
Bchwiel'igkei'~en ohne 'vJeaentliche !l'Iehz'balaatung '1"on den ]'inanz"
behö;.:>denm:ltb<JwäHigt werden kann.
Diesen Gegebenheiten trägt die Nel.'.:faSBungdes § 4 Rechnungo



De~,:uJ.öi'. t;,r.l·1<m'physische lu.d jux'iE.rl;ischeJ?ersonen .im Sinne.
uet-; ~j;; l:l.i: oa VOll der Mitgliedschafii zu ~eZ' Land'i'l~l·tsc:rwf';;s··
k'.iJ1liL;;.. a1J.6e'~.n.ell.tIue~. l3e1no ')l8n11 ih:re C-1't::.nds~Geuer;.ofj5.ch'i;~l:!,/oh
~ine!l ;ne:l.nbe·l;rieb begX'\J.ndet wird. IClainbe'~:<'iebe in <i:i.esam
S~,nne s:l~d J,a:"'l6.w;L:i.'·l;schaftliche'Be,;riebe, 1m S:tnl1ede", § )Q

Co.asEe,~e:::;ungsg~5atzea 19559 BGBJ.• Nr 0 148 v une fo:;.'s'Gw:l.rt
ar;hn?t:LiohE :3ei;r:lebe im Sj,nne des § 16 das Bawa:':"i;ungsg"aa'i;zel:3
J955r (':,~!'enG:r:'lmCi und Boden ein Ausmaß von 2-1JIie1 Helttar ilicht
e:(':C'8:':.ol1t c D8.mi t ist eine im Zusammenhang mit den Be stiMmungen
übc',:' c;Je E5.nhebung deZ' Grundsi;euer eindeutige Gran."'",gezogen.
Jh~ 1la,'ier·Gungp./Seso'l;zunterscheidet n1imlich 'in Seinel!l~ 29
:folgande Ar';,~ndes land~ und forstwirtscha:ftlichen Vermögens'
10 Das lan~wirtschaftliche Ve~mögen.
2, das forsGwirtschaftliche Vermögen,
3. das'Weinbauvermögen.
4, das gärtnerische Vermögen,
5; das übrige landoo>und l~ors';;wirtschaftliche Vermögen.
In den folgenden Paragraphen des Bewertungsgesei;zes werden

diese Begriffe eingehend de!iniertn
Zu den übrigen l~nd~ und forst~irtschaftlichen Vermögen im
Sinne obiger Zo 5 zählt § 50 des Bewertungsgesetzes 1955
a) das der Fischzucht und der Teich~irtschaft gewidmei;c

Vermögen,
b) das Fischereirecht und das übrige der Fischerei

gewidmete Vermögen,
c) das der Bienenzucht gewidmete Vermögen (Imkereien),
Mit dieser Fassung des § 4 Abs.l ist erreicht. daß land-, "

wirtschaftliche und forstwirtschaftliche Betriebe mit einem
Grundausmaß von weniger als zwei Hektar die Mitgliedschaft
zur Landwirtschaftskammer und damit die Umlagepflicht nicht
begründen, während Wenbaubetriebe. gärtnerioche Betriebe,
Fischerei,-- und Imkereibetriebe, •auch wenn das Grundausmaß,
zwei Hektar nicht erreicht. o,1e Mitgliedschaft und die Um·-
lagepflichtbegründen" Dies trägt den tatsächlichen Gegeben·
heiten Rechnung, bietet eine gerechte Losung für die Be8ti~··
ronne;der Nichtmi tgli eder und ermöglich't die EinhehUilg c.er TJe:;,
lage durch die Finanzbehörden mit einem vertretbaren 'Vt':C'w'3.1·. ,
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tungsaufwando' Es ist überdies el'reichto daß' für die gärtne.·
rischen Betriebe. die Fischereibetriebe und die sonstigen
land", und foratwirtschaftlichen Betriebe im Sinne der obigen
Defini '~ion die Kammer'umlage ohne Schwierigke:l.t von den Finanz .•
behörden eingehoben werden kann.
Für die Finanzbehörden 1st ~s derzeit ohne Einfluß auf die
erforderliche VerwaltungsarbeitD bei welchem Grundausmaß
die Grenze zwisohen Mitgliedsohaft und Niohtmitgliedsohaft
gezogen wirdo Die erforderliche Mehrarbeit wird mit täglioh
zwei bis drei überstunden bei sämtlichen :!'re·...e:i·t11.11gssi;ellen
aller Finanzämter Oberösterreichs in den nächs'Gen sechs Wo·-

.ehen bewäl""tigt werden könneno Eine neuerliche Verschiebung
dieser Grenze aber würde zur Folge haben. daß die Finanzbe-
hörden die Einhebung der Kammerumlage unwi~erruflich ein~
stellen müßten. Das Gleiche müßte eintretenD wenn zu der
einen Unterscheidung bez~glich des Grundausmaßes noch weitere
Unterscheidungen, etwa in den persönlichen Verhältnissen der
Grundsteuerpfl1chti~en ~ wie dies bisher der Fall 'war -
treten würden Eine Zustimmung dss Bundes zUr Einhebung der
Umlage kann daher aller Voraussicht nach ~ wenn auch nur
widerstrebend - allenfalls erreicht werden. Wenn die vorge~
Bchlagene Regelung 1m § 4 AbSol Gesetzeskraft erlangto

ßU Artikel I Z. 3:
Um den angestrebten Zweck, die Abstimmung des Umlaßeverfahrens
(~Ufdie Gegebenheiten des finanzbehördlichen Einhebungsver-
fahrens. herbeizuführen. wurde § 40, der die Kammerumlage re-
gelt, vollkommen neu gefaßto
Abso1 normiert den Grundsatz. daß die Kammerumlage von den
Mitgliedern der,Landwirtschaftskammer mit ~usnahme der Fami-
lienmitglieder im Sinne des § 3 lit. b zu entrichten ist.
Abs •.? regel·G. im grundsätzlichen unv87.'ündort gegenÜbtH' der
bisherj.gen Regelung. daß die Kammerumlage tür c}ie Mitglieder
gemäß § 3 lit. a in einem Hundertsatz des steuermeßbetrages
der. vom Mitglied. zu entrichtenden <;:'runds'i;euerfest zu."!O+, zen ist.
Damit ist gleichzeitig festgelegt. daß in allen Fällen, in

Jj
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denen eine G:rondsteuer n.icht zu ent:r:l.nhten ist, euch die
Kammeru.mlagenich"t zu 'entrichten ist. Fü:: den Fall. daß ·'.n
einem land,- und fO:i:stwi,rtschaftli,chenBe~;r~.eb nach den BG"

stimmunge,n des Gesetzes mehrere l'ersonen\~i tgJ.led.er der ft
Landwirtscb.aftskammer sind. wu::'de festgelegt. daß r1ie Kl,\;lI~'

me:;:-umlagenur einmal zu entrichten ist. daß aber die M:it-
glieder bezüglich der Kammerumlage Gesamtschuldner sind. Die~
se Losung is'<; einerseits gereeh'<; und .antsp:dch'i; andererseits
den Grundsätzen. die für die Einhebung der Grunds'<;euE:rge:i.ten,

P.bs,,3 legt aus den oben dargelegten Gründen fest, eiae die
Zustimmung der Landesreg:i.ex-ung €ZOf'tdann erfo~·de:rJ.ich ",ein
soll. v/enn die Kammerumlage das Zweifache des ste',Jermeßbe ..
trages übersteigen~oll.

Abs.4 bestimmt. unverände:;:-'l; gegenüber der bisherigen Regelv,ng,
die ~inhebungsbehörden.

.
!!!.s.51. Da gemäß § 3 lit.a nicht der yerpfi,chtej~ als E:lgc,ri;Umer,
sondern· der Pächter Mitg::.ied der Landwirtschaf·;;skamme:r' is·c,
müßte bezüglich der Einhebung der KammerumJage eine Sonde"~~
regelung getroffen werden. weil di3 Crtmd,steu.er g:.:'undsätzJ.ich
vom Eigentüme.r eingehoben wird,. Gemäß Abs. 5 '30).1 daher a'.lOh
der Zuschlag zur Grundsteuer (die Kammer1.l11Lla@;e)"10m'."e:rpäcb,
ter eingehoben wexde:n. DemVerpächter'w:trd al:;'erdings ein An~
spruch auf Ersatz durch den Pacht er e1ngeräu~~. Diese Rege~
lung soll aber nicht allsflchließen, daß Verpächter und Pächter
diesbezüglich privatrechtlich etwas:anderes vereinbaren.

Abs.6: Diese Ä.nde:rung ist im' Hinblick dro'suf, d2ß die (fenos<>=- .
senschaf,ten keinen Reinertrag erzielJen können. nO'cwendir;,
Als Bemessungsgrundlage ist daher der steuerpflichtige Umsatz,
der deshalb in einem geringeren Hundertsatz zu verancrchlagen
ist. festgelegt worden.

A?S~11.Auch diese BesUmmung ist im gz-undsiltzJ5chen gleich
gebl~.eben. Nur war nach der bj.sherigen Rechtslage die Karnner-
umlage in einem Hunde~tsatzdes ~ozia~~r~2~erunp'sEfli2h!ige~
Grundgehal tes festzusetzen. Diese Grundlage iDi; aber nicht
:ünüet\t:i.g. F"l lI'i12rdedaher als a,:rundJ.age ';:O:r den :festzne8·i;zan~

,
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--J tden HUl1dertsatz das einkommensteuerpflichtige Einkommen aus
dem die Mitgliedschaft begründenden Dienstverhältnis festge-
setzt. Ferner war naoh der bisherigen Regelung der Dienst-

,'.' ,..\geber verpfliohtet. die Kammerumlage einzubehalten und an die
Landwirtschaftskammer abzuführen. es wa~ aber nioht bestimmt.
we~ die Kammerumlage vorzuschreiben hat. Die jetzige Regelung
sieht vor. daß die Eamm!,!,l_lml.~~~von der :i?a~~w_irtfl.~!J..af~S'~a~e:t:..

j vorzuschreiben und einzuheben ist Und verpflichtet den Dienst=.1------------- - .-----_.
i geber. die Ka:mmerumlage "il'omEntgelt einzubehalten und an die
1 Landwirtschaftskammer abzuführen.:

~bs.~, Auch diese Regelung ist grundsätzlich unverändert.-
doch behebt sie den Mangel. daß bisher nicht geregelt war.
nach ~elchen Ver~ahren die Umlage nach den Abs. 6 und 7 einzu~
heben ist. Es wurde nun festgelegt. daß sinngemäß die Bestim~
mungen des O.Ö. Abgaben--Verfahrensgesetzes. LGBl.Nr. 45/1955.
gelten sollen.

Zu Artikel II:
Jene Personen. deren Grundsteuerpflicht durch einen Klein-
betrieb im Ausmaß zwischen zwei und fünf Hektar begründet
war und die einer gesetzlichen Interessenvertretung von Dienst-
nehmern angehören. wurden gemäß § 4 Abs.2 der O.Ö. Landwirt-
schaftsKamrnergesetznovelie 1955 von der MitgliedSChaft und
dami t auch von der Umlagepflicht und vom Viahlrech>G bei den
Landwirtschuftskammerwah1en im Oktober 1955_auagenommen.
Aus den oben angeführten eingehend dargelegten Gründen ist es
aber notwendig. diese Personen wieder in die Mitgliedschaft
zur Kammer einzubeziehen. Sie sind aber. weil sie ja im Ok-
tober 1955 nicht gewählt haben. in der Vollversammlung der
Landwirtschaftskammer nicht vertreten? Es ls'1;daher billig.
daß diesem Personenkreis eine Vertretung in der Vollversamm-
lung gegeben wird. Eine solche Regelung ist aber nur auf die
Dauer der derzeitigen Funktionsperiode der Vollversammlung.
also praktisch bis zur nächsten Wahl notwendig. weil dann die-
se Personen auch wieder wahlberechtigt sind. Eine Ergänzungs-
wahl auszuschreiben. ist verwaltungs ökonomisch nicht vertret~
bar. Es liegt daher nahe. die der annähernden Stärke dieses



'. llrt .
personeYl..kreisas!angemessene iiertretune;in der Wej.se zu 6:1.-

0iern~ daß die Vollversammlung zwei Mitglieder zur Vertretung
.~e::8nenkr<tlA.V>in die Voll versammlung kooptiert. <i.aßalso fiL
die Daue~ diese~ Funktionsperiode die Vollversammlung um m;sj
Mit.g~ip'Qe~ s!~eiteri; wi~d.

~.!'li.kel III:

Die W:i.rksamkei·;;der Novelle 1956 muß, mit 10 Jänner 1956 fest·
gesetzt werden. da die Einhebung dar Kammerumlage für das Jah~
J956 ansonsten in Frage gestellt ist •.

~e! ~u~8ghgß_fgr_v21!s!irt~cha!t!i~h~ ~n~e1eGegh~iie~ ~e§nlr~g:~,
der H.ohe Landtag möge das beigefüg'i;eGesetz, womi-1;das ober-·_ ... _ _ ~ _ ...... *=> ..... r", __ _ _ _ .... ..., _ _ <=0 _ _ Q. _ _ _ _ _ ... _ - .....

österreichische Landwirtscnaftskammergesetz abgeändert wird- - .~~.~ - - - - - - .. - - - - - - - - - - - - - - - - - -
lO~ö~ ~a~d~iEt~~~a!t~k~~e!g~s~t~n2v~1!e_125§)Lb~s~h1i~ß~n~

Linz. am 24. Februar 19560

Diwold
Obmann

B 1 ö c h 1
Berichterstatter
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~o~~_da~~~Eö_s~~r~eichi~9h~_Jandwirtschaftskammergesetzab~
.e.eänder'~..5!~~rd.l<h(L,-}"andrGl.rt~chaftskammergese·~znovellt:! _2 956) ~

Der o.ö. Ll\ndtar; hat beschlossen:

Artikel I.~~--_-.
Das o'berös'GerL'eichische Landwi:c'~sche.f'GskammeJ~r;E'setz,I,GB1.Nr.
13/1949. in der Fassune der 0" 'j.Landwir'~schafi;skammerßesetz-
novelle 1955.,WBloNro 74, wird abgeändert und ergänzt wie
folg'~ :

10 § 3 lit.a hat zu lauten:

"a) soweit ihre Mitgliedschaft r;emäß § 4 .'\bs.1 nicht aus··
geschlossen ist, alle physischen und juristischen Per-·
sonen, die zur Entrichtunr, der Grundsteuer von den land-
und forstwirtschaftlichen Betrieben (§ ~ Abs02 des
Gru.nds'Geue:r.gesetzes 1955, BGBl.Nr. 149) v-erpflichtet
si,nd. Ist ein solcher Eetrieh zur Gänze verpachtet 'I

ist jedoch nicht der e;rundsteuerpfli.chtige Verpächter,
sondern der Pächter i.Utglied ..11

2. ~ 4 hat ZU lauten::i

"(1) Physische und juristisch"') Personen i>emäß§ 3 lit.a
sind, "\fondr~r Nitr,liedschaft ZUT LandVlirtac1aftskammer aus··
e;enom:nen,wenn ihre GrundS"i:;euerpflicht durch, e:i.nen Klein ..,
betrieb ber,ründet wird. Kleinbetriebe sind die landwi~t-
schaftlichenlletriebe im Sinne des § 30 des Bewertunss-·
e;esetzes '1955, BGBl.Nro 148, und die forstwirtsehaftlichen
Betriebe im Sinne des § 46 des Bewertungse;esetzes 1955,
wenn Gz'u,ml wld Boden OOl.C"1e:t' n~tri6be ein f..umnaß'von
zwei Rekta;,;' nicht erretcht', Für iias Hek'tui:'ausmaß ist' der
der 8rm~ttluur, des ~eltenden GrQ~dstcuermeßbetraeea zu-
gn41de liee;ende Einheitswertbescheid maßgebend.
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(2) U'ber die Mitr;liedschaft zur Landwirtschaftskammer ent'-
8cheidet im Zws:i,felsfalle die LandesreF',i enillß·"

3. § 40 ha'~ zu lauten:
:"§ 400

!..~erumlage •

(1 j Die KammerUllllac;eist ven den :.,jiteliedern der Landwj,rt-
schaftskam~er mit Ausnahme der Familienmitr,lieder (§ 3 lit.b)
zu entri cht er,.

/

(2) Für d1e Mitr;lieder f,emäß § 3 lit.a, ist die Ka~~erumlage
gemäß § 39 Z.1 in einem Hundertsatz ,des Steuermeßbetrages
der von ihnen zu entrichtenden Grundste~er (§ 18 des Grund-
steuergesetzes 1955) festzusetzen. Si;d in einem 1and- und
forstwir~schaftlichen Betrieb mehrere Personen aus dem Titel
des § 3 lit.a Mitglieder der Landwirtschaftskammer, ist
die Kammerumlar;e nur'einmal zu entrichte~iese Mitc;lieder
sind bezüf,lich der Ka~erumlaee Gesamtschuldner. Bezüßlich
der Sntrichtung der Kamnerumlage ~ilt sinngemäß ~bschnitt IIX
des Grundsteuergesetzes 1955.
(3) Soll die KaClnerumlae:e .~emäß Abs.2 das Zweifache dee
Steuermeßbetrages übersteigen, ist hiezu die Zustimmunr, der
Landesre~ierung erforderlich. Die Kammerumlaee darf jedoch
das Fünffache des steuermeßbetrages nicht übersteieen.
(4) Die Kamrnerumlage gemäß Abs.2 ist vorbeh2.ltlich der Zu~
stimmune; des Bundesministeriurns für Finanzen von den J·'inanz-
behörden vorzuschreiben und einzuheben. Andernfalls erfolgt
die .Vorschreibung und Einhebunr-;je nach Wirtschaftlichkeit
und Zweckmäßif,keit entweder durch die Abgabeneinhebungs-
behörden der Gemeinden oder dureh die Abeabeneinhebunf,s-
behörden des Landes. Hinsichtlich welcher Behörden dies zu-
'trifft, hat die IJundesrer.;ierunr,durch Verordnung festzu·-
stellen. Die Landwirtschaftskammer hat für die Vorschrei-
bune und Einhebung dem Träger der einhebenden Behörde eine
:;inhebul1gsver~ütung von vier von Hundert der eil1!3ehobenen
B~träßt zu entrichten.
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zu kocptieren, dereaMitglied"
das Art, I Z, 2 neu beßTündet

A~~l,_Ul~
Dieses Gesetz tritt mit WIrkung vom 1, Jänner 195b'in Kraft
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Bericht des Ausschusses für volkswirtschaftliche
Angelegenheiten

betreUend das Gesetz, mit dem das O. ·ö. Landwirtschaftskammergesetz neuerlich abge-.
ändert wird (0. ö. Landwirtschaitskammergesetznovelle 1961). -

(L - 17712 - XVIII)

Zufolge Ablauf der Funktionsperiode der Organe
der O. Ö. Umdwirtschaftskammer finden im Herbst
des Jahres 1961 Wahlen in die Landwirtschafts-
kammer statt. Um eine reibungslose Durchführung
dieser Wahlen zu gewährleisten, ist in bestimmten
.Punkten eine Bereinigung der betreffenden gesetz-
lichen Vorschriften erforderlich. Ferner bedarf die
Regelung der Kammerumlage für die' Mitglieder der
Landwirtschaftskammer gemäß § 3 lit. d des Ge-
setzes, das sind jene leitenden Angestellten, die
nicht Mitglieder der Landarbeiterkammer sind,
einer Neuregel\mg ..
. Im einzelnen ist zu den Bestimmungen der No-

velle folgendes zu bemerken:

Zu Z. I: Bezüglich der Besiimmung des § 3 lit. c
des Landwirtschaftskammergesetzes betreffend
die Mitgliedschaft der land- und forstwirtschaft-
lichen Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften
könnte eine Auslegung vertreten werden, )die
vom Gesetzgeber nicht gewollt ist. Um .der
Belastung durch die Kammerumlage aqkzu-
weichen, könnte sich eine ,land- oder fo,rstwirt-
schaftlime Genossenschaft auf den Standpun~t
stellen, daß sie wegen des Umstand~s, daß sie
neben Ihrer Tätigkeit auf land- oder forstwirt-
schaftlichem Gebiet noch eine Tätigkeit auf
Grund einer GewerbeberechtigU.ng .ausübt, nicht
von den Bestimmungen der Gewerbeordnung

• I /'
ausgenommen .ist und daß sie daher nach § 3
lit. c des Landwirtschaftskammergesetzes ni~ht
nur bezüglich der gewerblichen Tätidkeit, son-
dern überhaupt aus' der Mitgliedschaft zur Land-
wirtschaftskammer herausfällt. Tatsächlich ist
das aber nicht der Fall. Auch eine physische Per-
son kann auf Grund der von ihr ausgeübten
Tätigkeiten mehreren Kammern als Mitglied an-
gehören. Das gleiche gilt für eine juristische
Person, wenn diese eine landwirtschaftliche oder
forstwirtschaftliche Tätigkeit ausübt und d'aneben
eine Tätigkeit, die unter die Bestimmungen der
Gewerbeordnung fällt. Um diesbezüglich jede
Unkluiheit zu beseitigen, ist es zweckmäßig, im
§ 3 lit. c leg. eiL die Worte n' ••• sofe,rne sie ge-
mäß Art. IV des Kundmachungspatentes zur Ge-
werbeor:dnung von den Bestimmungen der Ge-
werbeordnung ausgenommen sind" zu streichen.
Auch in den Landwirt~chaftskammergesetzen der
anderen Länder ist ein derartiger Zusatz nicht
enthalten. Von den Ländern Tirol und Nieder-

, österreich wurden erst am 1. Dezember 1960 die
Landwirtschaftskammergesetze neu beschlossen .

. Im Landwirtsdlaftskammergesetz von Tirollautet
die diesbezügliche Bestimmung: lIe) die land-
und forstwirtschaftlichen Erwerbs- und Wirt-
schaftsgenossenschaften. "i im Bauernkammerge-
setz für Niederösterreich: ..5.) land- und forst-
wirtschaftlich.e Erwerbs- und Wirtschaftsgenos-
senschaften von niederösterreichischen Land-
wirten und ihre Verbände."

Zu Z. 2: § 33 Abs. 5 des O. ö. Landwirtschafts-
kammergesetzes regelt zwar die Zusammenset-
zung der Wahlbehörden, bezeichnet aber nicht
deren sachlichen Wirkungsbe.reich. Wie bei

, allen Wahlen erfordert es die Praxis, daß nicht
jede Tätigkeit der Wahlbehörden auf Grund kol-
legialer Beschlußfassung der Wahlbehörde er-
folgen muß. Die kollegiale Beschlußfassung ist
vielmehr auf allgemeine, grundsätzliche und wich·
tige Verfügung.en und Entscheidungen zu be-
schränken. Alle anderen Geschäfte müssen von
den Wahlleitern besorgt werden. Ferner erfor-
dert es -die Praxis, daß den Wahlleitern die Mög-
lichkeit gegeben wird, bis zur Konstituierung der
vor jeder Wahl neu zu bildenden Wahlbehörden
alle unaufschiebbaren Geschäfte zu besorgen.
Auch die bisher geltende Wahlordnung, die als
Verordnung in Durchführung des Gesetzes er-
gangen ist, hat Derartiges vorgesehen. Dieser
Bestimmung fehlte jedoch bisher'die gesetzliche
Grundlage. Die Regelung ist vollinhaltlich dem
§ 8 Abs. 1 und dem § 15 Abs. 3 der Nationalrats-
wahlordnung 1959, BGBI. NI. 71, nachgebildet.
Auch die Landtagswahlordnung und die Ge-
meindewahlordnung enthalten gleichlautende
Bestimmungen.

Zu Z. 3: Die Neufass)lng des § 33 Abs. 6 soll klar-·
stellen, daß die Hauptwahlbehörde beim Amt
der Landesregierung, die Bezirkswahlbehörden
bei den Bezirkshauptmannschaften und die
Sprengelwahlbehörden bei den Gemeindeämtern
(Magistraten) einzurichten sind .. Das war auch
bisher immer der Fall, aber im Gesetz nicht aus-
drücklich vorgesehen.

Zu Z. 4: S~hon bisher hat die Wahlordnung für die
Landwirtschaftskammerwahlen bestimmt, daß je-
der Wahlberechtigte nur eine Stimme hat. Diese,
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Bestimmung ist sinnv:oll, da ja die Landwirt-
schaftskammer eine Vereinigung von Personen
ist. Es wäre <;laher abwegig, etwa für jeden selb-
ständigen landwirtschaftlichen Betri~b eine
eigene Stimme zu gewähren. Wie bisher soll da-
her jedes Mitglied der Landwirtschaftskammer
nur eine Stimme 'haben, unabhängig davon, ob
die Voraussetzungen für die Mitgliedschaft im
Sinne des § 3 auf eine Person etwa mehrfach zu-
treffen. Für diesen Grundsatz schafft Z. 3 der No-
velle nunmehr .die gesetzliche Grundlage.

Zu Z. 5: Die bisherigen Bestimmungen des § 36
über die Wahlkosten und die Mitwirkung bei
der Wahl sind nicht ausreichend und sollen den
bisher geübten praktischen Erfordernissen ange-
paßt werden, )m Abs. 1 sollen daher wie bisher
die Gemeinden zur unentgeltlichen Mitwirkung
bei der Dur<hfiihrung der Wahlen verpflichtet
werden, wobei lediglich noch klargestellt wird,
daß auch die Beistellung des Wahllokales und
der zur Durchführung der \Vahlen notwenp.igen
Einrichtungsgegenstände hierin inbegriffen sind.
Zur Erfassung der Wahlberechtigten gemäß § 3
lil_ d, das sind die leitenden "l-ngestellten, die
nicht Mitglieder der Landarbeiterkammer sind,
ist die Mitwirkung der Dienstgeber \lnd der
Träger der gesetzlichen Krankenversicherung er~
forderlich. Im wesentlichen handelt es sich dabei
um, die Landwirtschaftskrankenkasse, Auch dies
wurde bisher bereits gehandhabt. Die Wahlord~
nung enthält diesbezüglich entsprechende Be-
stimmungen, die jedoch bisher im Gesetz nicht
gedeckt waren. Es sei darauf verwiesen, daß
gleichlautende gesetzliche Bestimmungen be·
reits im O. Ö, Landarbeiterkammergesetz,
LGBl.Nr.12/1949, in der Fassun9LGBl. Nr. 62/1955
enthalten sind und daß aueb der Arbeiter-
kammer auf Grund des § 8 Abs. 6 des Arbeiter;
kammergesetzes, BGBL Nr. 105/1954, in der Fas-
sUIlg des Gesetzes BGBL Ni. 89/1960 die Mitwir-
kung der Träger der gesetzlichen Krankenver·
sidlerung gesichert ist. Die Erfassung dieser
Wahlberechtigten auf. einem anderen, Wege ist
praktisch undenkbar. 'Die Belastung der Kran-
kenversicherungsträger ist geringfügig, da der
Kreis der leitenden Angestellten in der Land-
und Forstwirtschaft klein ist,

Zu Z. 6: Gemäß § 3 lit. a des Gesetzes sind bei Be-
trieben, die zur Gänze verpachtet sind, nicht d'ie
grundsteuerpflichtigen Verpächter, sondern die
Pächter Mitglieder der Landwirtschaftskammer.
Aus organisatorischen und technischen GrÜndep.,
ist es den Finanzbehörden des Bundes, die die
Kammerumlage gemäß § 40 Abs. 4 vorzuschrei-
ben und einzuheben haben, unmöglich, sie an-
statt von den grundsteuerpflichtigen Verpäch-
tern von den Pächtern einzuheben.,
§ 40 Abs_ 5 des Gesetzes hat daher bisher schon
bestimmt, daß unbeschadet der Vorschrift des § 3
lit. a, wonach der Pächter und nicht. der grund-
steuerpflichtige Verpächter Mitglied der Land-
wirtschaftskammer ist, die Kammerumlage vom
Verpächter einzuheben ist. Sie ist 'jedodl vom

Pächter dem Verpächter zu ersetzen, falls beide
privatrechtlich nichts anderes vereinbaren. Gegen
eine derartige Bestimmung ist vom verfassungs-
rechtlichen Standpunkt nichts einzuw:enden. Dies
geht aus dem Erkenntnis des Verfassungsgerichts-
hofes. vom 16. Jänner 1960, G 5/59, hervor. In
diesem Erkenntnis hat der Verfassungsgerichts~
hof eine Bestimmung des n. ö. Batiernkammer-
gesetzes als verfassungswidrig aufgehoben, weil
dieses Gesetz verfügt, daß bei verpachteten lie-
genschaften die Karnmerumlage vom Verpächter
einzuheben ist und das Gesetz nicht die Bestim-
mung enthält, daß dem Verp~chter vom Pächter
die Kammerumlage zu ersetzen ist. "'Tenn auch
die Interessen eines Eigentümers eines land- und
forstwirtschaftlichen Betriebes, der diesen Betrieb
zur Gänze verpachtet hat, nidIt seine Einbezie-
hung in die Landwirtschaftskammer rechtfer-
tigen, so muß ihm doch an der Tätigkeit der
Landwirtschaftskammer ein derartiges Interesse
beigemessen werden, daß seine Mitwirkung an
der Erhebung der Kammerumlage soweit sach-,
lieh gerechtfertigt ist, daß er die Verpflichtung
übernimmt,' zunächst die Kammerumlage zu er-
legen unO. tiouann den Anspruch auf Rüc'k.ersatz
geltend zu machen. Um einem auf diese Art ver-
pflichteten Eigentümer auch noch die nicht immer
unerhebliche Mühe einer gerichtlichen Geltend-
machung des Ersatzanspruches abZunehmen, soll
die bisher geltende Regelung ergänzt werden,
und zwar in der Form, daß der Eigentümer die
bescheidmäßige Vorschreibung des Rückersatzes
bei der Bezirkshauptmannschaft . beantragen

< kann. Die Belastung des Eigentümers ist damit
auf ein Mindestmaß zurückgeführt und ist ihm
nunmehr, gemessen an seinen persönlichen In-
teressen als Eigentümer eines land- und forst-
wirtschaftlidlen Betriebes sicherlich sachlich an-
gemessen und daher verfassungsmäßig einwand-
frei.

Zu Z. 7: Bemessungsgrundlage für die Kammerum-
lage der Mitglieder gemäß § 3 lit. d, also jener
leitenden Angestellten, die n'icht Mitglieder der
Landa~beiterkammer sind, war bisher gemäß
§ 40 Abs. 7 das einkommensteuerpflichtige Ein-
kommen d;us dem die Mitgliedschaft begründen-
den Dienstverhältnis. Bei dieser Art der Rege-
lung -Jrar also eine Begrenzung der Kammerum-.
Jage de,r Höhe nach nicht gegeben, Dies stellt
eine ungerechtfertigte Benachteiligung gegen-
über jenen Dienstnehmern dar, die nach dem
Gesetz Mitglieder der Landarbeiterkammer oder
der Arbeiterkammer sind. Für die Umlagen
dieser heiden Berufsvertretungen ist Bemes-
sungsgrundlage grundsätzlich das sozialversiche-
rungspflichtige Einkommen, und zwar im beson-
deren die Höch5tbeitragsgrundlage für die ge-
setzliche Krankenversicherung. Damit ist gleich-
zeitig eine ~~grenzung der Bemessungsgruncl-
lage nach oben gegeben. Ferner mußte im Gesetz
berücksichtigt werden, daß es leitende Ange-
stellte gibt, die der gesetzlichen Krankenver-
sicherung der. Allgemeinen Sozialversicherung
nicht unterliegen. Es sind dies insbesondere die
in der Landwirtschaftskammer tätigen Landes-
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bediensteten, für die eine besondere Kranken-
versicherung eingerichtet ist. Im Sinne 'des
Gleichheitsgrundsatzes soll für diese Gruppe
von Dienstnehmern die Umlqge sinngemäß in
gleicher Weise und im gleichen Verhältnis zum
Einkommen festgesetzt werden.

Li n z, am 17. April 1961

Gmeiner
Obmann-Stellvertreter'

Gesetz

vom

Der Ausschuß für volkswirtschaitliche Angelegen-
heiten beantragt, der Hohe Landtag möge das bei-
gefügte Gesetz, mit dem das O. ö. Landwirtschafts-
kammergesetz neuer.lich abgeändert wird (0. ö.
Landwirtschaitskammergesetznovelle t96t), be-
schließen.

Diwold
Berichterstatter

........... _ ,

mit dem das O. ö. Landwirtschaftskammergesetz neuerlich abgeändert wird
(0. ö. Landwlrtschailskammergeselznovelle 1961).

I?er o. ö. Landtag hat beschlossen:
'Das oberösterreichische Landwirtschaftskammer:'

gesetz, LGBl. Nr. 13/1949, in der Fassung der
O. ö. Landwirtschaftskamrrrergesetznovelle 1955,
LGBl. Nr. 74, 'und der O.Ö. Landwirtschaftskammer-
gesetznovelle 1956, LGBl. Nr. 26, wird wie folgt
abgeändert:

1. Im § 3 lit. c ist nach "Verbände" statt des Bei-
stridles ein Strichpunkt zusetzen. Die folgenden
Worte "soferne sie gemäß Art. IV des Kund-
machungspatentes zur Gewerbeordnung von den
Bestimmungen der Gewerbeordnung ausge':
nommen sind;'''' haben zu entfallen.

2. § 33 Abs. 5 hat zu lauten:

,,(5) Die Wahlbehörden bestehen aus einem
Vorsitzenden als Wahlleiter oder seinem Stell-
vertreter und sechs Beisitzern; für jeden Bei-
sitzer ist für den Fall der Verhinderung ein 5tell-
vertreter zu berufen. Die Wahlbehörden haben
die' Geschäfte zu besorgen, die ihnen nach die-
sem Gesetze zukommen und entscheiden in allen
Fragen, die sich in ihrem Bereich über das Wahl-
recht und die Ausübung der Wahl ,ergeben; hie-

'bei haben sie sich jedoch auf allgemeine, .grund-
sätzliche und wichtige Verfügungen und Ent-
scheidungen zu beschränken. Alle anderen Ge-
schäfte obliegen den Wahlleitern. Bis .zur Kon-
stituierung der vor jeder Wahl neu zu bildenden
Wahlbehörden haben deren Vorsitz~nde (Stel1-
vertreter) alle unaufschiebbaren Geschäfte, die
diesen Wahlbehörden obliegen, zu besorgen und
insbesondere auch Eingaben entgegenzu-
nehmen."
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3. § 33 Abs. 6 hat. zu lauten:

,,(6) Die Hauptwahlbehörde ist beim Amt der
Landesregierung, die Bezirkswahlbehörden sind
bei den Bezirkshauptmannschaften und die
Sprengelwahlbehörden bei den Gemeindeämtern
(Magistraten) einzurichten. Wahll~iter der
Hauptw~hlbehörde (HauptwahUeiter) ist der
Landeshauptmann, Wahlleiter der Bezirkswahl-
behörden (Bezirkswahlleiter) sind die Bezirks-
hauptmänner. Der Hauptwahlleiter und die Be-
zirkswahlleiter bestellen ihre Stellvertreter aus
dem Kreis der rechtskundigen Bediensteten ihres
Amtes." ',.

4. Im § 33 ist nach Abs. 16 einzufügen:

,,(16a) Jeder Wahlberechtigte hat nur eine
Stimme. Durch diese Bestimmung wird das Recht
des Wahlberechtigten, außer in Ausübung des
ihm persönlidl zustehenden Wahlrechtes auch
als Vertreter oder Bevollmächtigter einer wahl-
berechtigten juristischen Person in deren Namen

. eine Stimme abzugeben, nicht berührt."

5. § 36 hat zu lauten:

..§ 36.
Mitwirkung bei der .Durchführung der Wahlen;

Wal11kosten.

(1) Dil?Gemeinden haben bei der Durchführung
der Wahlen im Bereiche ihres Gemeindegebietes
insbesondere durch Anlage der Wählerverzeich-
nisse unentgeltlich mitzuwirken und das Wahl-
lokal und die zur Durchführung der Wahlen not-
wendigen Einrichtungsgegenstände kostenlos
zur Verfügung zu stellen. Im übrigen sind alle
mit den Wahlen zusammenhängenden Kosten
von der Landwirtschaftskammer zu tragen.

(2) Die Dienstgeber und die Träger der gesetz-
lichen Krankenversicherung sind verpflichtet,
den Gemeinden die zur Anlage der Wählerver-
zeichnisse erforderlichen Auskünfte zu erteilen,
soweit es die Erfassung der wahlberechtigten
Dienstnehmer gemäß § 3 Iit. d betrifft. Die den
Trägern der gesetzlichen Krankenversicherung
hieraus erwachsenden Kosten sind diesen 'von

.der Landwirtschaftskammer zu ersetzen."

6. Dem § 40 Abs. 5 ist folgende Bestimmung an-
zufügen:

"Hat der Pächter dem Verpächter binnen vier
Wochen, gerechnet von dem Zeitpunkt, zu dem
der Ersatzanspruch nachweislich geltend' gemacht
wurde, die Kammerumlage nicht ersetzt, so hat
die Bezirksverwaltungsbehörde auf Antrag des
Verpächters dem Pächter den Ersatz mit Bescheid
vorzuschreiben. 11

7. Im § 40 Abs. 7 haben an Stelle des ersten Satzes
folg~nde Bestimmungen zu treten:

"Die Kammerumlage der Mitglieder gem~ß
§ 3 lit. d ist von der Landwirtschaftskammer vor-
zuschreiben und einzuheben; die Höhe der Um-
lage ist von der Landwirtschaftskammer festzu-
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setzen. Sie darf höchstens 1 v. I-;I. der für die ge-
setzliche Krankenversicherung der Allgemeinen
Sozialversicherung geltenden allgemeinen Bei-
tragsgrundlag,e betragen und von ßhöchstens
80 Schilling kalendertäglich bzw. 2400 Schilling
monatlich bemessen werden, wobei jeweils nur
das Einkommen aus dem die Mitgliedschaft be-
gründenden Dienstverhältnis heranzuziehen ist.
Sinngemäß in gleicher Weise und im gleichen
Verhältnis zum Einkommen 'ist die Kammerum-
lage für jene Mitglieder gemäß § 3 lit. d festzu-
setzen, die der gesetzlichen Krankenversiche-
rung der Allgemeinen Sozialversicherung nicht
unterliegen. "

"


